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Fiſchereibetrieb und Fiſchereirecht in Beſterreich. 
IV. 


Betrachten wir nun das in Bezug auf die Fiſcherei und die Aus⸗ 
übung derſelben derzeit geltende Recht. 

Im Jahre 1864 hat das Miniſterium des Innern über die 
Fiſchereirechte und Fiſchereigeſetze der einzelnen öfterreichen Länder Erz | 
hebungen veranlaßt. Dieſe Vorlagen und andere ſeither darüber ange— 
ſtellte Unterſuchungen haben ergeben, daß in den verſchiedenen Ländern, 
ſelbſt in den einzelnen Gegenden eine bunte Mannigfaltigkeit von 
Rechten und Rechtsverhältniſſen beſtehe. Bald ſteht das Fiſchereirecht, 
insbeſondere in öffentlichen Gewäſſern und in Seen, auch derzeit noch 
dem Staate als Regale zu, bald iſt es Gemeinden, geiſtlichen Stif— 
ten, früheren Gutsherrſchaften oder anderen Privatperſonen mittelſt 
Privilegien als Lehen oder unter anderen Formen des getheilten Eigen⸗ 
thums oder auch frei⸗eigenthümlich bald gegen, bald ohne Entgelt ver⸗ 
liehen oder wird ohne ſolche Verleihung von dieſen Perſonen oder von 
den Eigenthümern der Ufer ausgeübt; auch in den Privatgewäſſern 
wird die Fifcheret bald von den Eigenthümern der Gewäſſer oder von 
den Eigenthümern der Ufer als Ausfluß des Eigenthums, bald von 
dritten Perſonen als ein ſelbſtſtändiges Recht an einer fremden Sache, 
als eine ſogenannte Grundgerechtigkeit oder Grunddienſtbarkeit ausge⸗ 
übt, insbeſondere von ehemaligen Obrigkeiten, aber auch von anderen 
Privaten, geiſtlichen Stiften und weltlichen Gemeinden, und zwar auf 
Grund der verſchiedenſten Rechtstitel. 
1125 e Mitte fließender Gewäſſer als die gewöhnliche Grenze 
zit emeinde⸗ und Ortsmarkungen, der Gerichts- und Herrſchaftsbe⸗ 
f ke und als Eigenthumsgrenze diente, das Fiſchereirecht aber gewöhn⸗ 
5 au das eine oder das andere dieſer verſchiedenen Momente, als: 
Gemeinde, Ortschaft, Gericht, Herrſchaft, Grundeigenthum geknüpft 
war, ſo erklärt es ſich, daß in allen Ländern zahlreiche Fiſchereiberech⸗ 
nigungen nur bis in die Mitte der fließenden Gewäſſer reichen, während 
auf der anderen Breitehälfte ein anderer Berechtigter fiſcht. In ein⸗ 
zelnen Ländern kommen auch zahlreiche Wechſelfiſchereien vor, welche 
mehreren Berechtigten derart zuſtehen, daß die Benützung in beſtimm⸗ 


| 


ten Zeiträumen, gewöhnlich nach Jahresfriſt wechſelt und reihenweiſe 
von einem Beſitzer auf den andern übergeht. Nicht ungewöhnlich ſind 
auch die mit Mühlen und anderen Waſſerwerken verbundenen Fiſche— 
reirechte verſchiedener Art, insbeſondere in den Muͤhlfludern oder auf 
Hammerwurfsweite, entſprechend den Anſchauungen des mittelalterlichen 
Mühlenrechtes. 

Zuweilen iſt die Fiſcherei als ein ſelbſtſtändiges Realrecht, welches 
den Gegenſtand einer beſonderen bücherlichen Einlage bildet, bald als 
ein mit einer anderen Realität verbundenes Recht, auch als ein ver- 
käufliches oder radicirtes Gewerberecht, in öffentlichen Büchern einge- 
tragen. In einzelnen Gebieten haben ſich als ein Stück Mittelalter 
freie, in anderen gemeine Fiſchwaſſer erhalten; in erſteren wird die 
Fiſcherei beliebig von Jedermann ausgeübt, in letzteren ſind ſämmtliche 
Glieder der Gemeinde oder Ortſchaft zum Fiſchfange berechtigt. Da 
die in der älteren Zeit für derlei Gewäſſer zuweilen beſtandenen Be⸗ 
ſchränkungen, z. B. auf gewiſſe Tage in der Woche und auf beſtimmte 
Fanggeräthe, z. B. Angeln, entfallen find, ſo find ſolche Fiſchwaſſer 
Gegenſtand rückſichtsloſer Ausbeutung und in Folge derſelben in der 
Regel entvölkert. 

Die Vorſchriften über die Ausübung der Fiſcherei ſind in den 
älteren Geſetzen in der Regel mit jenen über das Fiſchereirecht ver— 
bunden. Auch ſie ſind zum größeren Theile provinziell; oft beziehen 
ſie ſich nur auf einzelne Gewäſſer. Auch mehrere Fluß- und Strom⸗ 
Polizeiordnungen enthalten Beſtimmungen über die Fiſcherei; ſo z. B. 
in Niederöſterreich jene für den unteren Theil der March vom 7. Mai 
1825, 3. 2739, jene für die Donau vom 30. März 1828, 3. 10.198, 
§ 23 (beide in der niederöſterreichiſchen Geſetz-Sammlung Nr. 29 und 
Nr. 62); die ſteiermärkiſchen Strom⸗Polizeiordnungen vom 9. Octo⸗ 
ber 1826, IV. Abſchnitt, eine für die Mur, Drau, Save und den 
Sanfluß, die andere für die übrigen Flüſſe und Bäche Steiermarks 
(Prov. G. S. 1826, 8. B. S. 228). 

Unter den Specialgeſetzen, welche ſich mit dem Fiſchereirechte, 
theilweiſe aber auch mit der Ausübung der Fiſcherei (Fiſchereiordnung) 
beſchäftigen, verdienen außer den ſchon im vorigen Artikel angeführten 
öberöſterreichiſchen Fiſchereiordnungen noch folgende eine beſondere Er⸗ 
wähnung. 

Faſt allgemein geſetzliche Anerkennung, wenn auch nur ſelten 
praktiſche Ueberwachung und Durchführung, hat das Patent der Kaiſerin 
Maria Thereſia vom 21. März 1771 gefunden (Gefeplanmlung 
Kaiſer Joſeph II., Ster Band, Seite 506), in welchem unter Beru— 
fung auf die Patente vom 3. Juni 1583, 25. Juni 1720 und 12. Juni 
1728 nur den Eigenthümern der Fiſchwaſſer und jenen, welche die 
Profeſſion des Fiſchens erlernt und ein Fiſchwaſſer gepachtet haben, die 
Ausübung der Fiſcherei geſtattet wird; Fiſche aller Gattung, welche ein 
größeres Gewicht erreichen, z. B. Hechte, Schill, Huchen, Karpfen 
u. ſ. w. find nicht unter / Pfund, ſolche, die nur geringeres Ge⸗ 
wicht erreichen, z. B. Ruthen, Schleine, Züngl, Perſchlinge, nicht 
unter / Pfund zu fangen. Das Fangen der Fiſchbrut durch enge 
Garne jeder Art iſt als dem Fiſchwuchſe ſchädlich bezeichnet; zu eng 


geknüpfte Garne find verboten; die Maſchenweite ſoll nicht unter Einem 
Quadratzoll betragen, nur ausnahmsweise für den Fang kleiner Fiſche, 
z. B. Grundeln, Größlinge, Koppen u. dgl., welche zur Speiſung der 
iſt unbedingt, f der nd Wa 
verboten. Zum Eiefiſchen iſt die Bewilligung einzuholen. Vorſchrifts⸗ 
widriger Fiſchzeug iſt zu confisciren und die Uebertreter dieſer Vor. 
ſchriften ſind arbiträr zu ſtrafen. Die Hofkanzleidecrete vom 18. 
Juli 1819, 3. 21.529 (politiſche Geſetzſammlung, Jahr 1819, Band 
47) und 23. Juli 1829, 3. 9827 verbieten den Gebrauch der Fiſch⸗ 
oder Kokelskörner (coculı indiei) und der Krähenaugen (nux vomica) 
zum Fiſchfang. Sie haben Geltung in allen öſterreichiſchen Ländern. 
5 Für Niederöſterreich wurde im Jahre 1679 der Tractatus de 
juribus incorporalibus kundgemacht. Derſelbe iſt im Codex austria- 
cus I., Seite 599, enthalten und fand theilweiſe auch außerhalb 
Niederöſterreichs Anwendung; insbeſondere wird ſich in Oberöſterreich 
häufig auf denſelben bezogen. Er behandelt im zehnten Theil die 
Fiſcherei Einzelne Verordnungen, wie jene vom 9. Mai 1799 und 
30. Mai 1823 verbieten unbefugtes Fiſchen. Die im Wege der land- 
wirthſchaftlichen Bezirksvereine eingeleitete Enquete über die ſtatiſtiſchen 
Verhältniſſe der niederöſterreichiſchen Fiſchereien hat gezeigt, daß in den 
meiften Gegenden Niederöſterreichs die dermalige Geſtaltung der Fi⸗ 
ſchereirechte das größte Hinderniß jeden Fortſchrittes bilde. 8 

Salzburg bietet das Beiſpiel der am ſchärfſten ausgebildeten 
Regalitäts⸗Fiſcherei. Die Fürſterzbiſchöfe hatten einen koſtbaren Fiſch⸗ 
fang durch zahlreiche von Zeit zu Zeit erneuerte Fiſchereiordnungen 
ſich zu erhalten gewußt, 3 B. jene der Erzbiſchofe Leonhard Kreut⸗ 
ſchach von 1507, Wolf Dietrich von 1590, Sigismund von Schrat⸗ 
tenbach von 1767. Für die Seen gab es beſondere Fiſchereiordnungen, 
die zwar niemals officiell außer Kraft geſetzt wurden, aber nach und 
nach in Vergeſſenheit gerathen ſind. Die Geſellſchaft für Salzburger 
Landeskunde hat in ihren Mittheilungen Band und VI einzelne 
derſelben veröffentlicht, fo jene über den Wallerſee des Erzbiſchofes 
(Cardinals) Matthäus Lang (1519 — 1540), eine andere von 1567, 
ein reformirtes Fiſcherrecht und Ordnung des Erzbiſchofes Marcus 
Sitticus über den Mattſee von 1617, eine Fiſchordnung über den 
Aberſee von 1692, eine ſolche für den Zellerfee von 1641. Das 
Landrecht des Salzburger Pflegegerichts Altenthan von 1625 verbietet 
in den Fiſchwaſſern eigenmächtig Wehren zu errichten, „ſintemalen die 
päch den pflögern gehören und damit dadurch die Viſch nit veredt 
werden“. (Salzburgiſche Taidinge, herausgegeben von der Akademie 
der Wiſſenſchaften. Seite 24.) Aus neuer Zeit ſtammt eine Verord⸗ 
nung der Salzburger Landesregierung vom 13. Februar 1856, 3. 
13.666, welche das Fiſchen in den ſogenannten Biberſchwellen, d. i. 
den Waſſergräben in den Auen, wo die Biber ihre meiſten Baue 
baben und ſich wegen der dort wachſenden Weiden am liebſten auf⸗ 
balten, gänzlich unterſagt. Dieſelbe Verordnung geſtattet das Fiſchen 
zur Nachtzeit nur gegen vorhergehende Anzeige an das Forſt⸗Auſſichtse 
perſonale und verpflichtet die Fiſcher, ihre Fiſchbitterer (Fiſchbehälter) 
den Aufſichtsorganen auf jedesmaliges Verlangen vorzuzeigen. 

Auch in Steiermark hatte die ältere Zeit der Fiſcherei und dem 
Fiſchereirechte große Sorgfalt gewidmet. Es beſtand zur Ueberwachung 
der verſchiedenen Rechte, insbeſondere der Regalitätsrechte und ihrer 
Ausübung ein Hoffiſchmeiſter zu Graz, ein Inſpector in der oberen 
Steiermark, beide mit weitgehender judicieller und polizeilicher Gewalt. 
Seit 1790, der Einführung geregelter Polizeibehörden, begannen, wie 
ein Bericht bemerkt, die öffentlichen Attribute jener Beſtellten zu er⸗ 
bleichen; der Hoffiſcher verwandelte ſich in einen befugten Fiſchhändler 
in Graz, der Inſpector verſchwand gänzlich und die zahlreichen über 
die Fiſcherei erlaſſenen Gefepe, wie die Patente vom 24. März 1641, 
9. März 1673, 27. Februar 1676, 30. Mai 1699, 24. Mai 1747, 
21. März 1771, geriethen in Vergeſſenheit und verſchwanden ſowohl 
ans den Regiſtraturen, als aus dem Bewußtſein des Volkes. An die 
Stelle des geregelten Fiſchereiweſens traten freibeuteriſche Eingriffe 
Fremder und die regelloſeſte Ansübung durch die Berechtigten und 
ihre Pächter. 

In Kärnten hat die Landgerichte ordnung Karls VI vom 
Jahre 1577 im Abſatz 29, dann eine Verordnung der Stände Kärntens 
vom 17. Juni 1715 über die Fiſcherei Beſtimmungen getroffen, und 
es iſt das Fischereirecht der Herren und Landleute (Beſitzer der land⸗ 
täflichen Güter) geſchüßt worden. Auf gleiche Weiſe beſitzen das Fiſcherei⸗ 
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recht Städie und Märkte, welche eine ſelbſtſtändige Gerichtsbarkeit 
ausübten. In den Berichten wird über die derzeit herſchende finnloſe 
Raubwinthſchaft, vorzüglich in den Edelfiſchwaſſern, Diebſtahl, ungenü⸗ 


Einſatzfiſche dienen, werden engere Netze geſtattet. Das Legen der Senkel genden Schutz und über die hie und da einer gedeihlichen Eutwicklung 
das Werfen der Angel und Leine nur im ſeichten Waſſer der Fiſcherei entgegenſtehenden Rechts- und Beſitzverhältniſſe geklagt, 


welche Uebelſtände die gänzliche Entvölkerung der ſchönſten Edelfiſch— 
waſſer veranlaſſen und nebſt den meiſt niederen Preiſen das gänzliche 
Darniederliegen der kärntneriſchen Fiſchzucht genügend erklären. 

Aehnlich ſind die Verhältniſſe in Krain. Auch hier beſtehen noch 
in einzelnen Gegenden Wechſelfiſchereien, wo das Fiſchereirecht nach 
jedem Jahre oder in längeren Terminen im Turnus herumgeht. Die 
Schädlichkeit ſolcher Rechte für das Gedeihen der Fiſchzucht ſteht außer 
Zweifel. Der kraineriſche Landesausſchuß und die Landwirthſchafts⸗ 
Geſellſchaft haben die Beſeitigung derſelben im Wege der Geſetzgebung 
dringend bevorwortet. Die Regierungserlaäſſe vom 27. Juni 1852, 
3. 4881 (Landesgeſetzblatt XXV. S. 510) und 18. September 1852, 
3. 8045, haben für Krain Fiſcherkarten eingeführt. 

In Tirol beſtanden Fiſchereigeſetze von den Jahren 1575, 
1753 und 1768, insbeſondere handeln von der Fiſcherei die Titel 
XVI bis XXI des IV. Buches der Tiroler Landesordnung vom Jahre 
1573. In vielen Gegenden Tirols iſt die Fiſcherei „landesfrei“ gege⸗ 
ben; in den übrigen Bächen, Flüſſen und Seen iſt ſie Eigenthum 
der Privaten, Gemeinden, Lehenbeſitzer, insbeſondere aber des Aerars. 
Das Recht zu fiſchen iſt häufig durch Kaufbriefe und andere Urkun⸗ 
den erworben und bildet zuweilen auch ein Object der Verſteuerung 
und Verpfändung. 

In Böhmen galt als letzte Quelle der Landesverfaſſung bis 
zum Jahre 1848 die erneuerte Landesordnung Ferdinand II. vom 
19. Mai 1627, welche in Folge der damals vorgefallenen Landes⸗ 
ereigniſſe die politiſchen Rechte der Stände beſchränkte, die Jura pri- 
vatorum aber bei dem alten Herkommen beließ, wie dieſes aus der 
Präfation und der Vergleichung der bezüglichen Stellen der erneu— 
erten Landesordnung mit den Artikeln der Maximilianiſchen Landes⸗ 
ordnung vom Jahre 1564 und der ihr zur Grundlage dienenden 
Landesordnung König Vladislav's vom Jahre 1500, nicht minder 
aber auch aus den böhmiſchen Stadtrechten deutlich hevorleuchtet. In 
allen dieſen Geſetzen wird die Fiſcherei gegen „Hochmuth und Frevel“ 
geſchützt. Dieſes Schutzes erfreuten ſich aber nur die damaligen 
Stände untereinander, und nach der Maximilianiſchen Landesordnung 
insbeſondere gegen die Unterthanen und ihr Geſinde; die Unterthanen 
ſelbſt hatten aber damals keinen eigenen Beſitz, ſie konnten einen 
Grundbeſitz nur ausnahmsweiſe vom Grundherrn in Nutznießung 
übernehmen, durften ihn aber nie erſitzen Erſt die Thereſianiſchen 
und Joſephiniſchen Gelege ſprachen kräftigen Schutz der Unterthanen 
und ihres Beſitzes gegen die Obrigkeiten aus, das Patent vom 1. No— 
vember 1781 über die Aufhebung der Leibeigenſchaft bot einer ge⸗ 
ſicherten Exiſtenz der Unterthanen feſtere Baſis, und das allgemeine 
bürgerliche Geſetzbuch machte namentlich auch den Titel der Erſitzung 
für fie möglich. So kam es, daß das Fiſchereirecht von den urſprüng⸗ 
lich allein berechtigten Obrigkeiten und den Städten auch auf andere 
Private und zwar durch Belehnung, Tauſch, Kauf, emphiteutiſche 
Ueberlaſſung, Erſitzung u. dgl. überging, und auf Grund dieſer ver⸗ 
ſchiedenen Titel bisher factiſch ausgeübt wird. n 

Unter den Geſetzen über die Ausübung der Fiſcherei in Böh⸗ 
men iſt wichtig die Vorſchrift der böhmiſchen Strom⸗Polizeiordnung 
vom 10. Februar 1854, nach welcher zur Errichtung von Lachſen⸗ 
fängen in ſchiff⸗ und floßbaren Flüſſen die Bewilligung der Landes⸗ 
behörde erforderlich iſt und die Einlegung und Einſchlagung von 
Fiſchkörben, Fangpfählen u. ſ. w. der Schifffahrt und Flößung nicht 
hinderlich ſein darf. 

Aehnlich wie in Böhmen waren die Verhältniſſe bis zum Jahre 
1849 auch in Mähren. 

In den übrigen Kronländern mangelt es faſt an jeder Art 
von Fiſchereigeſetzen und Fiſchereiordnungen und ſteht auch deßhalb 
dort dieſer Zweig der Landescultur auf der tiefſten Stufe. 

Eine eigenthümliche Stellung haben die Fiſchereirechte in Böh⸗ 
t Mähren und Schleſien durch die Grundentlaſtungsvorſchriften 
erhalten. 

In Böhmen und Mähren ſind durch die A. h. genehmigten 
Durchführungs⸗Verordnungen über die Grundentlaſtung vom 27. Juni 
1849, § 4, Ziffer 3, und in Schleſien durch jene vom 11. Juli 


1849 die Fiſchereirechte auf fremdem Grund und Boden aufgehoben, 
und iſt eine Entſchädigung zu Gunſten des bisherigen Berechtigten 
nur in jenen Fällen ſtatuirt worden, wo ſich das Fiſchereirecht erweis⸗ 
lich auf einen mit dem Eigenthümer des damit belaſteten Grundes 
abgeſchloſſenen Vertrag gründet. Die Grundentlaſtungs-Verordnungen 
der übrigen Kronländer enthalten über die Fiſcherei keine ſolchen Be⸗ 
ſtimmungen. Als ſpäter über die Auslegung der verſchiedenen Ver⸗ 
ordnungen Zweifel entſtanden, haben die betheiligten Miniſterien ſich 
darüber in das Einvernehmen geſetzt. Das Juſtizminiſterium bemerkte 
in ſeiner Note vom 30. December 1851, 3. 13.740, es ſeien zwar 
in den übrigen Ländern die auf den verſchiedenen Rechtstiteln beru— 
henden Fiſchereirechte durch kein Geſetz in ihrem Beſtande geändert 
worden; anders aber geſtalten ſich die rechtlichen und factiſchen Ver⸗ 
hältniſſe in Böhmen, Mähren und Schleſien. Dort iſt bereits durch 
pofitive, höchſten Orts genehmigte Anordnungen (8 4 der bezüglichen 
Durchführungs⸗Verordnungen) in dem rechtlichen Beſtande eine Aende⸗ 
ung eingetreten, und haben ſich in Folge der geſchehenen Aufhebung 
fen fremdem Grund und Boden in Ausübung geſtandenen 
Aan 1 neue Beſitzverhältniſſe, zum Theile auf geſetzlicher 
Jahre 1800 Wollte dort der Status quo, welcher vor dem 
den nen, beſtand, geichügt, oder eigentlich wieder hergeſtellt wer⸗ 
17855 wüßte jeder diesfälligen Maßregel die ausdrückliche Aufhebung 
tat 9.4 vorangehen, welche nur durch ein ebenfalls Allerhöchſt 
ganctionirtes Geſetz erfolgen könnte. Das Miniſterium des Innern 
05 hierauf mit dem Erlaſſe vom 31. Jänner 1852, 3. 460, den 
Mähren afımg8-Gommifffonen ſowie den Länderſtellen von Böhmen, 
künfte und Schleſien bedeutet, daß vorbehaltlich einer etwaigen 
5 Regultrung jedes nicht auf fremdem Grund und Boden, 
85 1 Ja fremden Waſſerbette, ausgeübte Fiſchereirecht aufrecht 
( ı bat, ch ee welcher die Befreiung feines 
8 RN er Laſt des Fiſchereirechtes auf Grundlage 
Deu ue ernten dungen Venen behauptet, der 
nämlich dez 700 19 um des zu entlaſtenden Grund und Bodens, 
jeder Streit aſſerbettes, obliege, wobei ſich von ſelbſt verfteht, daß 
6 ichte eit über dieſes Eigenthum vorläufig vor dem competenten 
P ausgetragen werden müſſe. Wo Verhältniſſe zwiſchen dem 
bisherigen Eigenthümer und dem Nutznießer der Fiſcherei obwalten, 
ei? unter das Geſetz vom 7. September 1848 fallen, haben die 
5 brbehaltlich rid organ⸗ mit Anwendung der beſtehenden Vorſchriften 
Gen, ac, mer etwaigen Regulirung der Fiſchereirechte amtzuhandeln, 
Zen Aerkgen Grundentlaſtungs⸗Commiſſionen und Länderſtellen wurde 
gleichzeitig mit dem Erlaß vom 31. Jänner 1852, 3. 460, bedeutet, 
daß durch die Geſetze über die Entlaſtung von Grund und Boden 
die Fiſchereirechte nicht aufaehoben worden ſeien, und demnach in 
statu quo des Jahres 1847 zu verbleiben haben. daß ſomit in eine 
Ablöfung derſelben nicht eingegangen werden könne. 
* Unbeſtritten iſt es, daß in Böhmen, Mähren und Schleſien die 
Stiheret ſeit dem Jahre 1849 in immer größeren Verfall gerieth, 
da die ungeheuere Zerſplitterung der Fiſchereigebiete, wobei nicht 
ſelten das linke Ufer anderen Beſitzern gehört, als das rechte, eine 
gedeihliche Ausnützung nicht zuläßt, und es bisher noch nicht gelun⸗ 
gen iſt, eine beſſere Organiſation aufzuftellen. 

In Zuſammenfaſſung der für die künftige Regelung des Fiſche— 
reibetriebes in den Binnengewäſſern Oeſterreichs maßgebenden Verhält⸗ 
niſſe bemerkt Sectionsrath Peyrer am Schluſſe feines Werkes Folgendes: 

„„Die übereinſtimmenden Berichte aus allen öſterreichiſchen Ländern 
weiſen den Verfall. des einſt blühenden Fiſchereiweſens nach. Die Ur⸗ 
ſachen dieſes Verfalles find in allen Lädern faſt die gleichen. Abgeſehen 
von jenen nicht vermeidbaren Nachtheilen, welche die Fortſchrikte der 
Cultur auf anderen Wirtbichaftögebieten der Fiſcherei gebracht haben, 
ſind es vor Allem die faſt gänzliche Schutzloſigkeit der letzteren gegen 
wiberrechtliche Eingriffe, zahlreiche dem Gedeihen der Fiſcherei hinder⸗ 


iche oder geradezu culturfeindliche Arten der Rechtsausübung, die 
rückſichtsloſe Ausbeutung zuſammenhängender Fiſchwaſſer durch die 


Berechtigten im Kampfe jedes Einzelnen gegen alle anderen in den⸗ 
ſelben Gewäſſern Berechtigten, und die gänzliche Vernachläſſigung 
jeder Rückſicht auf die Fiſcherei bei Ausübung anderer Waſſerbe⸗ 
nützungsrechte, ſelbſt in Fällen, wo eine billige Vermittlung der ver- 
ſchiedenartigen Intereſſen unſchwer zu erreichen wäre. 

In mehreren öſterreichiſchen Ländern ſind derzeit mit Ausnahme 
einzelner für alle Länder geltender Verordnungen und weniger in 


0 


— —ä—— . ů—ꝛ— 3 ——ů—z 4 ͤ — üiʒä4—aĩͤ—s —ę——ñ ——— — — — — nn 


allgemeinen Geſetzen vorkommenden Anordnungen, über die Fiſcherei 
keine geſetzlichen Beſtimmungen in Geltung. Andere Länder beſttzen 
zwar Fiſchereiordnungen aus älterer Zeit; allein ſo ſehr auch dieſe 
Ordnungen das Beſtreben der früheren Zeit kundgeben, dieſen wich 
tigen Zweig der Volkswirthſchaft durch Geſetze und Einrichtungen zu 
ſchützen, ſo ſehr ſie vielfach als Muſter dienen können in der Pflege 
des Genoſſenſchaftsweſens, in der Schaffung zweckmäßiger Einrichtun⸗ 
gen zum Schutze und zur Förderung der Fiſcherei, ſo iſt nun doch 
heute bei den zahlreichen Widerſprüchen der einzelnen Beſtimmunzen 
mit neueren Geſetzen und neuen Einrichtungen die Geltung dieſer 
Ordnungen im Ganzen oder in den einzelnen Theilen zweifelhaft; 
viele ihrer Beſtimmungen entſprechen hinſichtlich der ihnen zu Grunde 
liegenden Anſchauungen über die Natur und die Lebensbedingungen 
der Fiſche nicht mehr dem jetzigen Stande der Naturwiſſenſchaften 
und der Technik; gerade die wichtigſten Beziehungen, welche das 
Fiſchereigeſetz mit Rückſicht auf die dermalige Entwicklung des Fiſche⸗ 
reiweſens und der übrigen mit demſelben in Berührung tretenden 
Culturzweige zu regeln berufen iſt, ſind in den Fiſchereigeſetzen der 
einzelnen Länder gar nicht berührt; die Strafbeſtimmungen ſind ver⸗ 
altet, für Einrichtungen, die Geſetze auch in wirkſamer und den der: 
maligen Verhältniſſen entſprechender Weiſe zum Vollzug zu bringen, 
iſt in jenen Geſetzen keine Vorſorge getroffen; die meiſten dieſer Ge— 
ſetze ſind in Vergeſſenheit gerathen, ſo daß mit Grund behauptet 
werden kann, es fehle derzeit in allen öſterreichiſchen Ländern gänzlich 
jener geſetzliche Schutz, deſſen die Fiſcherei bedarf, und den ihr die 
Geſetzgebung zu verleihen vermag.“ 

Und fo hat Peyrer in ber That durch feine ausgezeichnete Ar⸗ 
beit, die höchſt ehrenvoll „über den eingeſchränkten Rahmen eines 
amtlichen Motivenberichtes“ hinausragt, das Bedürfniß einer geſetz⸗ 
lichen Regelung des Fiſchereiweſens dargelegt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ueber das Berufungsrecht der geſchädigten Waldbefiter in Forſt⸗ 
frevelfällen “). 


Mit dem Erkenntniſſe der k. k. Bezirkshauptmannſchaft P. vom 
16. December 1872, 3. 420 wurde A. R. wegen Grasgewinnung 
in der zur Parcelle Nr. 175 2/4 St. G. J. vermeſſenen cultivirten 
Waldbloͤße L und wegen Vernichtung der Cultur nach § 60 und 62 
des Forſtgeſetzes zu vier Tagen Arreſt, Tragung der Strafproceß⸗ und 
Strafvollzugskoſten und zur Leiſtung der Entſchädigung von 46 fl. 
57%, kr. ö. W. verurtheilt. 

Ueber die Berufung des Verurtheilten hatte die k. k. Landes⸗ 
regierung in L. mit der Entſcheidung vom 26. September 1873, 
3. 6217 dieſes Erkenntniß erſter Inſtanz dahin abgeändert, daß 
A. R. des ihm angeſchuldeten Waldfrevels nicht ſchuldig ſei, daß der⸗ 
ſelbe die Koſten des Proceſſes nicht zu tragen habe und daß der 
Waldbeſitzer mit ſeinem Schadenerſatzanſpruche auf den Civilrechtsweg 
gewieſen werde. Begründet war die Abänderung damit, „daß der Be⸗ 
ſchuldigte behauptet, das Eigenthum des Thatortes für ſich zu bean⸗ 
ſpruchen und dieſen Anſpruch auch im ordentlichen Rechtsſtreite nach⸗ 
weiſen zu wollen, und daß daher unter dieſen Verhältniſſen der That⸗ 
beſtand eines Waldfrevels nicht vorliegt.“ 

Obwohl nun dem Waldbeſitzer die Entſcheidung des k. k. Mi⸗ 
niſterums des Innern vom 6. Juli 1869, 3. 8603, welche im 
Einvernehmen mit dem k. k. Ackerbauminiſterium erfloſſen war und 
dahin lautet, daß bei dem Umftande, als die Uebertretungen des Fort» 
geſetzes nach § 69 desſelben von Amtswegen zu verfolgen find, die 
anzeigende und zugleich beſchädigte Partei nicht als Privatankläger, 
ſondern nur als Beſchädigter angeſehen werden kann und daß dem 
Beſchädigten im Sinne des § 301 der Strafproceßordnung gegen 
ein freiſprechendes Erkenntniß ein Berufungsrecht nicht zukomme, be⸗ 
kannt war, hat derſelbe dennoch bei der nicht ganz ſtichhältigen Mo⸗ 
tivirung der Entſcheidung zweiter Inſtanz den Recurs an die dritte 
Inſtanz überreicht. In dieſem Recurſe hat ſich der Recurrent auf die 


*) M. vgl. hiezu den Auſſatz in Nr. 47 auf S. 185 des Jahrganges 1869 
dieſer Zeitſchrift. 


im Verordnungsblatte des k. k. Finanzminiſteriums Nr. 24 ex 1858 
publicirte Entſcheidung vom 22. Mai 1858, 3. 27.634 berufen, um 
ſein Recursrecht zu begründen. Dieſe Verordnung lautet wörtlich: 
„Aus Anlaß eines entſtandenen Zweifels, ob den Forſtbehörden 
und Forſtorganen mit Rückſicht auf die Beſtimmungen des § 71 des 
Forſtgeſetzes vom 3. December 1852 und den $$ 427 und 300 der 
Strafproceßordnung vom 29. Juli 1853 das Recht der Berufung 
gegen die von den politiſchen Behörden gefällten Forſtfrevelerkennt⸗ 
niſſe zuſtehe, hat das Miniſterium des Innern mit dem Erlaſſe vom 
16. Mai 1858, 3. 29.012 entſchieden, daß alle jene Organe, welche 
nach den Beſtimmungen des Forſtgeſetzes berechtigt und verpflichtet 
find, die ſtrafbaren Uebertretungen des Forſtgeſetzes zur Kenntniß der 
zur Handhabung des diesfälligen Strafverfahrens berufenen politiſchen 
Behörden zu bringen, als Privatankläger im Sinne der Strafproceß⸗ 
ordnung anzuſehen ſind und ihnen daher nach § 300 St. P. O. 
ei Recht der Berufung gegen die Erkenntniſſe der politiſchen Behörden 
zuſtehe.“ 
al Das k. k. Miniſterium des Innern hat aber mit der Entſchei⸗ 
dung vom 13. Februar 1874, 3. 18.873 den Recurs einfach als 
unſtatthaft zurückgewieſen und ſich hiebei auf die Entſcheidung vom 
6. Juli 1869, 3. 8603 berufen. Dr. Gr-r. 


Die Entſcheidung über Necurſe gegen die Bemeſſung der Nachlaß⸗ 
gebühr für das allgemeine Krankenhaus in Lemberg durch den gali⸗ 
ziſchen Landesausſchuß ſteht den Gerichten zu. 

Conſtantin Graf P. recurrirte gegen die mit Erlaß des galiziſchen 
Landesausſchuſſes vom 26. September 1873, 3. 15.409 verfügte 
und ihm mittelſt Beſcheides des k. k. Landesgerichtes in Lemberg als 
Verlaſſenſchafts⸗Abhandlungsbehörde am 11. October 1873, 3. 56.758 
bekanntgegebene Bemeſſung des geſetzlichen Legates für das allgemeine 
Krankenhaus in Lemberg von dem Nachlaſſe des Miecislaus Grafen 
P. und ferner auch gegen den Erlaß desſelben Landesausſchuſſes vom 
14. November 1873, 3. 17.735, wodurch feine gegen den erſtbezeich⸗ 
neten Gebührenbeſtimmungs⸗Erlaß gerichtete Vorſtellung zurückgewieſen 
wurde. 

Der bei dem k. k. Landesgerichte Lemberg überreichte Recurs 
wurde von dieſem Gerichte, weil gegen einen Beſchluß des Landes— 
ausſchuſſes gerichtet und daher zur gerichtlichen Competenz nicht ge— 
hörend, zurückgewieſen. 

Hierauf brachte Conſtantin Graf P. denſelben Recurs mittelſt 
beſonderer Eingabe unmittelbar bei dem k. k. Oberlandesgerichte in 
Lemberg ein, welches mit Decret vom 17. December 1873, 3. 32.195 
dem k. k. Landesgerichte verordnete, dieſe mit den beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften nicht übereinſtimmende Eingabe dem Recurswerber als erfolglos 
zurückzuſtellen. — Der ſofort von Conſtantin Graf P. bei dem k. k. 
Miniſterium des Innern eingebrachte Recurs wurde von dieſem an 
das k. k. Juſtizminiſterium abgetreten, welches denſelben dem k. k. 
oberſten Gerichtshofe mit dem Erſuchen zumittelte, in Erwägung zu 
ziehen, ob die gerichtliche Competenz zur Erledigung des vorliegenden 
Recurſes begründet ſei und wenn dieſe Competenz anerkannt werden 
ſollte, den entſprechenden Auftrag an das Oberlandesgericht zu erlaſſen. 

Hierauf hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 
6. Mai 1874, 3. 2625 „die eine Verweigerung der gebührenden 
Juſtizpflege enthaltenden Beſchlüſſe des k. k. Landesgerichtes Lemberg 
vom 1. December 1873, Z. 67.641 und des k. k. Oberlandesgerichtes 
in Lemberg vom 17. December 1873, 3. 32.195 behoben und ſowohl 
dem k. k Oberlandesgerichte verordnet als auch das k. k. Landesgericht 
zu Lemberg anweiſen laſſen, bei der Erledigung des Recurſes des 
Conſtantin Grafen P. von dem gerügten Mangel der gerichtlichen 
Competenz abzuſehen, welche Gerichtscompetenz im Sinne der mittelſt 
Erlaſſes des k. k. Juſtizminiſteriums vom 8. April 1867, 3. 3696 
allen Oberlandesgerichten und unter dieſen auch dem k. k. Oberlandes⸗ 
gerichte zu Lemberg zum Wiſſen und Benehmen mitgetheilten Ver⸗ 
fügung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 29. März 1867, 
3. 3200) in dem vorliegenden Falle umſoweniger zu beanſtänden 


) Der bezogene Miniſterialerlaß war fpeciell an die k. k. Stakthalterei in 
Wien gerichtet, und ermächtigte dieſe zur Anerkennung der Competenz der Gerichte 
zweiter und dritter Inſtanz zur Entſcheidung über Recurſe gegen die von den Ver⸗ 
laſſenſchaftsabhandlungs⸗Behörden vorgenommene Bemeſſung der Gebühren zum 
Normalſchulfonde und zum Wiener Krankenhaus⸗ und Verſorgungsfonde. 
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war, als laut Hofkauzlei⸗Decretes vom 19. Februar 1817, J. G. S. 
Nr. 1317 die Feſtſetzung des gebührenpflichtigen Nachlaßvermögens 
der Abhandlungsbehörde zuſteht und die Recursbeſchwerde eben dagegen 
gerichtet iſt, daß nach der Anſicht des Recurrenten ein der Bemeſſung 
des geſetzlichen Legates gar nicht unterliegender Theil des Nachlaß— 
vermögens in Anſchlag gebracht wurde.“ Ger.⸗Ztg. 


Notiz. 


(Proceß fähigkeit eines Sträflings.) In der ſummariſch verhan— 
delten Rechtsſache des A. gegen den Sträfling B. peto. Ungiltigkeit und Löſchung 
der für Letzteren ob einer Realität haftenden Forderungen iſt weder der Geklagte noch 
ſein Bevollmächtigter Dr. C. bei der erſten Verhandlungskagfahrt erſchienen und es 
hat die erſte Inſtanz auf Begehren des Klägers das Contumazerkenntniß ausgefertigt. 
Auf Reaſſumirungsanſuchen des Geklagten, worin geltend gemacht wurde, daß er 
als Sträfling perſönlich nicht zur Verhandlung erſcheinen konnte und er deßhalb den 
Notar D. um die Vertretung in dieſer Rechtsſache anging, der jedoch den Brief erſt 
nach der Tagfahrt erhielt, hat die erſte Inſtanz dieſem Anſuchen ungeachtet der 
Proteſtation des Klägers nach vorläufiger Abhörung des Notars D. über die ange 
ſuchte Vertretungsleiſtung ſtattgegeben und eine neuerliche Tagſatzung angeordnet, 
welcher Beſcheid von der erſten Inſtanz dem früheren Bevollmächtigten des Göeklagten 
Dr. C. zugeſtellt wurde. Nachdem zu dieſer neuen Tagfahrt weder der Geklagte per- 
ſönlich, noch Dr. C. erſchien, wurde über Begehren des Klägers das Contumazerkennt⸗ 
niß über die ohne Beilagen überreichte Klage hinausgegeben. Gegen dieſes dem Ge— 
klagten ad manus wieder zugeſtellte Contumazurtheil hat derſelbe rechtzeitg die Appel⸗ 
lation angemeldet, in Erledigung welcher das k. k. Oberlandesgericht das erſtrichter⸗ 
liche Contumazurtheil ſammt der einſeitig gepflogenen Verhandlung dehoben und 
dem Bezirksgerichte verordnet hat, mit Rückſicht darauf, daß die Klage gegen einen 
Sträfling gerichtet iſt und daß durch § 5 des Geſetzes vom 15. November 1867, 
Nr. 131 R. G. Bl. bloß die Beſtimmungen des § 27 lit. b St. G. und die hierauf 
bezüglichen Beſtimmungen des a. b. G. B. $$ 61, 574 und 868 außer Kraft geſetzt 
wuroen, nicht aber auch die Beſtimmung des § 279 a. b. G. B., für den Geklagten 
gemäß § 279 a. b. G. B. einen Curator zu beſtellen und ſodann die Klage unter Be⸗ 
hebung des Klagsbeſcheides dem Kläger auf eine zu beſtimmende Friſt zur Verbeſſerung 
rückzuſtellen und ſodann erſt das weitere geſetzliche Amt zu handeln, weil bei dem Um⸗ 
ſtande, als die Beſtimmung des § 279 a. b G. B. durch das Geſetz vom 15. Novem⸗ 
ber 1867, Nr. 131 R. G. Bl. nicht außer Wirkſamkeit geſetzt wurde, gegen den Ge. 
klagten derzeit, wo er wegen Verbrechen ſich im Strafhauſe befindet, ſelbſt eine Schrift 
in Streitſachen nicht anzunehmen, daher das vorliegende Verfahren einzuſtellen war 
und die Sache in Ordnung gebracht werden muß. Der k. k. oberſte Gerichtshof hat 
mit Entſcheidung vom 27. Jänner 1874, Z. 621, dem vom Kläger gegen dieſe Erle⸗ 
digung eingebrachten Reviſionsrecurſe ſtattgegeben, die angefochtene oberlandesge— 
richtliche Verordnung behoben und dem k. k. Oberlandesgerichte aufgetragen, „ab⸗ 
fehend von dem gerügten Mangel der perfönlichen Befähigung des Geklagten als 
Sträflings zur Proceßführung in die Erledigung des vorliegenden Appellationszuges 
einzugehen, weil durch das Geſetz vom 15. November 1867, 3.131 R. G. Bl. § 5 
die mit der ſtrafgerichtlichen Verurtheilung verbunden geweſene Beſchränkung der 
bürgerlichen Handlungsfähigkeit des Verurtheilten behoben wurde, daher der geſetz— 
liche Grund zur Curatelsbeſtellung für den Abgeurtheilten in dieſer Richtung eut⸗ 
fallen iſt“. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Miniſterialrath Dr. Joſeph Ritter v. Bezeeny 
zum Secttonschef im Finanzminiſterium ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialräthen des Finanzminiſteriums Karl 
Ritter Schwabe v. Waiſenfreund und Dr. Eduard Schön das Ritterkreuz 
des k. öſterr. Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Obercommiſſär der Wiener Polizeidirection Wilh. 
Rickert anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Polizeirathes 
tarfrei verliehen. 


Erledigungen. 


Mehrere Conceptsprakticuntenſtellen, darunter fünf mit dem Adjutum von je 
500 fl. jährlich im Bereiche der n. b. Finanzlandesdirection (Amtsblatt Nr. 1 26.) 

Oberingenieursſtelle in der achten Rangsclaſſe für den dalmatiniſchen Staats. 
baudienſt ſowie Ingenieursſtelle in der neunten und Bauadjunctenſtelle in der zehnten 
Rangsclaſſe, bis Ende Juni. (Amtsblatt Nr. 127.) 5 

Karzleiofficialsſtelle in der zehnten eventuell Kanzliſtenſtelle in der eilften 
Rangsclaſfe bei den n. ö. Finanzbehörden, bis Ende Juni. (Amtsblatt Nr. 129) 

Ingenieursſtelle für den Staatsbaudienſt in Böhmen mit der neunten Rangs⸗ 
claſſe und Activitätszulage bis Ende Juni. (Amtsblatt Nr. 129.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


